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Lehrstellensituation und -Perspektive in Ostdeutschland 


’ Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, Dr. Rainer Ortleb, hat 
am 1. Juni 1991 geäußert, daß jeder zweite Schulabgänger in den neuen 
Bundesländern eine Lehrstelle in Aussicht habe. 

Die Bundesregierung mißt der beruflichen Bildung eine Schlüssel- 
rolle beim Aufbau neuer wirtschaftlicher und gesellschaftiicher 
Strukturen in den neuen Bundesländern bei. Sie hat deshalb der 
Entwicklung und Förderung der beruflichen Bildung im Rahmen 
des Gemeinschaftswerkes „Aufschwung-Ost" einen heraus- 
ragenden Stellenwert zugewiesen. Die Versorgung der nach- 
wachsenden Generation mit Ausbildungsplätzen hat dabei beson- 
deres Gewicht. 

Mit dem Kabinettbeschluß vom 24. April 1991 zum Ausbildungs- 
platzförderungsprogramm-Ost sind Voraussetzungen geschaffen 
worden, daß jeder Jugendhche bis zum Beginn des neuen Ausbil- 
dungsjahres einen Ausbildungsplatz erhalten kamn. Mit diesem 
Maßnahmenpaket, das von den Länderregierungen durch eigene 
Programme und durch Maßnahmen der Europäischen Gemein- 
schaft ergänzt wird, wird neben der Sicherung eines ausreichen- 
den Ausbildungsplatzangebotes auch ein wesentlicher Beitrag für 
die notwendige quahtative Entwicklung der Berufsausbildung in 
den neuen Bundesländern geleistet. 

Zu diesem Programm gehören: 

— das Programm zur Förderung von Ausbildungsplätzen in Klein- 
unternehmen mit nicht mehr als 20 Beschäftigten, 
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— 10000 Ausbildungsplätze im Bereich der Bundesverwaltung in 
den neuen Ländern, 

— die Sicherung der Ausbildung in Treuhandbetrieben, 

— die Förderung von Ausbildungsmaßnahmen in überbetrieb- 
hchen Einrichtungen und berufsvorbereitenden Bildtmgsmaß- 
nahmen nach dem Arbeitsförderungsgesetz und 

— Maßnahmen zur quahtativen Entwicklung der beruflichen Bil- 
dung in den neuen Ländern. 

Die ergriffenen Maßnahmen sind Hilfen zur Selbsthilfe und kön- 
nen die Verantwortung der Arbeitgeber, insbesondere der Wirt- 
schaft, für ein ausreichendes Ausbildungsplatzangebot zu sorgen, 
nicht ersetzen. Die Übernahme der vollen Verantwortung für die 
betriebliche Berufsausbildung durch die ausbildenden Arbeit- 
geber, einschheßhch deren Finanzierung, ist ein wesentiiches 
Prinzip des 1990 auch in den neuen Ländern eingeführten 
Systems der dualen Berufsausbildung. Dies entspricht dem Ord- 
nungsrahmen der sozialen Marktwirtschaft, nach dem unterneh- 
merische Entscheidungen von den Arbeitgebern getroffen und 
verantwortet werden. Weil im dualen System der Berufsausbil- 
dung nur die Arbeitgeber typischerweise über die Möghchkeit 
verfügen, Ausbildungsplätze zu schaffen und anzubieten, tragen 
sie eine - vom Bundesverfassungsgericht ausdrückhch bejahte - 
gesellschaftiiche Verantwortung für ein ausreichendes Ausbil- 
dungsplatzangebot. 

Eine generelle Förderung und staatliche Lenkung betriebhcher 
Ausbildung kommt aus diesen grundsätzlichen ordnungspoh- 
tischen Erwägungen für die Bundesregierung nicht in Betracht. 
Sie stimmt darin mit den Spitzen verbänden der Wirtschaft und 
den Gewerkschaften überein. Die Bundesregierung ist zudem der 
Auffassung, daß der Wirtschaft, den Unternehmen und den jun- 
gen Menschen in den neuen Ländern kein guter Dienst erwiesen 
würde, wenn unternehmerische Verantwortung durch staaüiches 
Handeln ersetzt würde. 

Die einmalige Ausnahme vom Grundsatz der betriebhchen Finan- 
zierung der Berufsausbildung durch die Förderung von Klein- 
unternehmen mit nicht mehr als zwanzig Beschäftigten konnte 
deshalb auch in der gegenwärtig schwierigen Übergangsphase in 
den neuen Ländern nur in Bereichen gerechtfertigt werden, in 
denen die Betriebe objektiv zur Ausbildung noch nicht aus eige- 
ner Kraft in der Lage sind oder bisher noch nicht ausgebildet 
haben, andererseits ohne diese Hilfen die Entwicklung einer 
gesunden Wirtschaftsstruktur sowie der Neuaufbau des dualen 
Berufsausbildungssystems und die Sicherung des Ausbildungs- 
platzangebotes 1991 gefährdet wäre. 

Derzeit prägen Anpassungsprozesse im Bereich der Großbetriebe 
und der ehemahgen Kombinate bzw. Produktionsgenossenschaf- 
ten sowie der begonnene Aufbau einer mittelständischen Be- 
triebsstruktur das wirtschaftiiche Geschehen in den neuen Län- 
dern. Damit verbunden ist die Gefährdung einer großen Anzahl 
von Ausbildungseinrichtungen in Großbetrieben und die Notwen- 
digkeit, die Ausbildungsfähigkeit des nun Fuß fassenden Mittel- 
standes zu fördern. Das Ausbildungsplatzförderungsprogramm- 
Ost trägt diesen Entwicklungen Rechnung. 
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Bundesimnister Dr. Rainer Ortleb hat am 1. Juni 1991 in der 
Thüringischen Landeszeitung dieses Programm erläutert und fest- 
gestellt, daß bereits jetzt etwa 50 Prozent der Schulabgänger in 
den neuen Bundesländern mit Lehrverträgen abgesichert seien. 
Mit dem Ausbüdungsplatzförderungsprogramm sind Vorausset- 
zungen geschaffen, daß auch die übrigen Jugendhchen eine be- 
rufliche Qualifizierung erhalten können. 


1. Wo soll die Ausbildung der Schulabgänger der neuen Bundesländer 
erfolgen: zu wieviel Prozent in Ost- und Westdeutschland? 


Für den notwendigen wirtschaftlichen Erneuerungsprozeß in den 
neuen Ländern sind gut ausgebildete Fachkräfte unabdingbar. 
Die Bundesregierung verfolgt mit dem Ausbildtmgsplatzförde- 
rungsprogramm-Ost deshalb auch das Ziel,, regionalpolitisch 
bedenkliche Abwanderungstendenzen des besonders aktiven 
Teils der Jugend in den Westen zu begrenzen und dort zukunfts- 
orientierte Ausbildungsplatzangebote zu initiieren, wo sie dem 
Emeuerungsprozeß die besten Impulse geben können, in den 
neuen Ländern. Ausbildung für die neuen Länder soll möglichst in 
den neuen Ländern stattfinden. Die Festlegung eines bestimmten 
Anteils von Ausbildimgsplätzen in Westdeutschland ist weder 
möglich noch beabsichtigt. 


2. Welche Betriebe in Ostdeutschland haben definitiv Lehrstellen zur 
Verfügung gestellt, in weichem Umfang und weiche Berufe werden 
ausgebildet? 


Über die Zahl der Ausbildimgsplätze anbietenden Betriebe in den 
neuen Ländern kann zur Zeit keine definitive Aussage getroffen 
werden. Informationen liefen Jedoch zur Stnrktur der Ausbil- 
dtmgsbetriebe vor. Nach Analysen des Bundesinstituts für Berufs- 
bildung wurden im Herbst letzten Jahres 75 Prozent der Auszubil- 
denden in den neuen Ländern in Betrieben mit mehr als 500 Be- 
schäftigten (Kombinate, Genossenschaften) ausgebildet, in den 
alten Bundesländern lediglich 20 Prozent). Während in den alten 
Bimdesländern 50 Prozent der Auszubildenden im Bereich Indu- 
strie und Handel ausgebildet wurden, waren es in den neuen 
Bimdesländern 80 Prozent. Im Handwerk ist die Situation umge- 
kehrt; 35 Prozent der Auszubildenden in den alten und rund 
9 Prozent in den neuen Bundesländern. Deutliche Unterschiede 
liegen auch im Landwirtschaftsbereich vor; 8 Prozent der Auszu- 
bildenden wurden in den neuen Bundesländern in der Landwirt- 
schaft ausgebildet gegenüber rund 2 Prozent in den alten Bundes- 
ländern. Dagegen wurde in den Praxen der freien Berufe in den 
alten Bundesländern weit mehr ausgebildet als in den neuen Län- 
dern, zum Teil weil solche Ausbildimgsberufe oder solche Be- 
triebe noch fehlten. 

Mit dem begonnenen wirtschaftlichen Veränderimgsprozeß in 
Richtung einer stärker mittelständischen Betriebs- imd Wirt- 
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schaftsstmktur werden auch Änderungen der Ausbildungsstruk- 
tur einhergehen. Neugründungen im Handwerk und im Bereich 
der freien Berufe sind erste Anzeichen dieser Entwicklung. Auch 
in der Ausbildungsstatistik sind diese Anpassungsprozesse er- 
kennbar. 

Nach den Ergebnissen einer Berufsschulbefragung in den neuen 
Ländern sind für das Ausbildungsjahr 1990/91 rund 123 000 neue 
Ausbildungsverträge abgeschlossen worden, 97 500 bereits in 
Berufen nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) und 25 500 in Be- 
rufen nach der Systematik der Facharbeiterberufe der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Repubhk. Ein Strukturvergleich der 
Neuabschlüsse in BBiG -Berufen zwischen den alten und neuen 
Bundesländern zeigt neben noch deuthchen Unterschieden, daß 
sich die Ausbildungsstrukturen zum Teil schon angenähert 
haben. 
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Übersicht 1; Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach ausgewählten Berufen in den alten 
und neuen Bundesländern 1990 


Berufe nach Berufsbildungsgesetz 


Bäcker/Bäckerin 

Bankkaufmann/-frau 

Bauzeichner/-in 

BürogehilfeZ-gehüfin 

Bürokaufmann/-frau 

Energieelektroniker/-in Anlagentechnik 

EnergieelektronikerZ-in Betriebstechnik 

FachgehilfeZ-gehilfin i. Steuer- u. wirt. Ber. 

FachverkäuferZ-in i. Nahrungsmittelhandw. 

FleischerZ-in 

Frisetu:Z-in 

Gas- und WasserinstallateurZ-in 
HauswirtschafterZ-in (Land) 
HauswirtschafterZin (Stadt) 
IndustriekaufmannZ-frau 
IndustriemechanikerZ-in Betriebstechnik 
IndustriemechanikerZ-in Masch.ZSystemtechn. 
IndustriemechanikerZ-in Produktionstechnik 
KaufmannZ-frau im Einzelhandel 
KaufmannZ-frau im Groß- und Außenhandel 
KochZKöchin 

KommunikationselektronikerZ-in 

KraftfahrzeugmechanikerZ-in 

LandmaschinenmechanikerZ-in 

LandwirtZ-in 

MalerZ-in und LackiererZ-in 
Maurer 

MetallbauerZ-in 

Radio- imd FemsehtechnikerZ-in 

SparkassenkaufmannZ-frau 

Technischer ZeichnerZTechnische Zeichnerin 

TischlerZ-in 

VerkäuferZ-in 

WerkzeugmechamkerZ-in StanzZUmformtechn. 
Zentralheizungs- u. LüftungsbauerZ-in 
Nicht genannte Berufe 

Behinderten- Ausbildungsberufe (BBiGZHWO) 
Insgesamt 


Neue Länder Alte Länder 


Anzahl 

in % 

Anzahl 

in % 

1813 

1,9 

5 885 

1,1 

1 827 

1,9 

22 696 

4,2 

442 

0,5 

4 308 

0,8 

1028 

1,1 

5 216 

1,0 

1928 

2,0 

27 575 

5,1 

1759 

1,8 

9 657 

1,8 

1 656 

1,7 

13 265 

2,4 

30 

0,0 

' 9 088 

1,7 

388 

0,4 

9 515 

1,7 

1406 

1,4 

2 912 

0,5 

1727 

1,8 

20 183 

3,7 

1 592 

1,6 

6 844 

1,3 

108 

0,1 

666 

0,1 

227 

0,2 

2 497 

0,5 

2 246 

2,3 

25 459 

4,7 

5 660 

5,8 

8 033 

1,5 

1 472 

1,5 

9 337 

1,7 

1 241 

1,3 

2 212 

0,4 

5 301 

5,4 

27 855 

5,1 

535 

0,5 

19 468 

3,6 

3 779 

3,9 

8 171 

1,5 

446 

0,5 

3 687 

0,7 

2 911 

3,0 

23 240 

4,3 

1 094 

1,1 

1 685 

0,3 

2 926 

3,0 

11 038 

2,0 

1 890 

1,9 

9 791 

1,8 

6 289 

6,5 

16 071 

2,9 

472 

0,5 

6 451 

1,2 

173 

0,2 

3 116 

0,6 

28 

0,0 

1 129 

0,2 

813 

0,8 

4 302 

0,8 

2 230 

2,3 

12 306 

2,3 

1 015 

1,0 

12 499 

2,3 

870 

0,9 

4 003 

0,7 

931 

1,0 

4 889 

0,9 

38 251 

39,2 

184 369 

33,8 

962 

1,0 

5 772 

1,1 

97 484 


545 190 
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Der in diesen Zahlen erkennbare Annäherungsprozeß wird sich 
infolge des wirtschafthchen Emeuerungsprozesses 1991 be- 
schleunigt fortsetzen. Dabei wird der Anteil von Ausbildungsver- 
trägen in mittelständischen Betrieben zu Lasten großbetrieblicher 
Ausbildung steigen. 

Nach der monatlichen Statistik der Bundesanstalt für Arbeit 
waren von Oktober 1990 bis Ende Mai 1991 insgesamt 75 907 Be- 
rufsausbildungsstellen den Arbeitsämtern in den neuen Bundes- 
ländern zur Vermittlung gemeldet worden, im gleichen Zeitraum 
sind 15 520 Stellen wieder zurückgezogen worden, so daß insge- 
samt 60 387 Stellen verfügbar waren. Von diesen Ausbildungsstel- 
len befanden sich 44 795 in Betrieben und 15 592 in außer- 
betrieblichen Einrichtungen. Gebraucht werden Ausbildungs- 
plätze für rund 100 000 bis 110 000 Schulabgänger und eine nicht 
genau einschätzbare Zahl sogenannter Konkurslehrlinge (ge- 
meldet bis Ende Mai 20 600). Informationen aus den neuen Län- 
dern zum erhebhch ausgeweiteten Übergang in die gymnasiale 
Oberstufe (bis über 30 Prozent) belegen, daß mit der im Berufsbil- 
dungsbericht 1991 angenommenen Anzahl von 120 000 Schulab- 
gängern die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen eher über- 
schätzt worden ist. 

Bei der Bewertung der Statistik der Bundesanstalt für Arbeit ist zu 
berücksichtigen, daß in den Zahlen der gemeldeten Berufsausbil- 
dungsstellen noch nicht die erhebüchen Reserven an Ausbil- 
dungsplätzen in überbetriebhchen Einrichtungen enthalten sind, 
die nach § 40 c des Arbeitsförderungsgesetzes noch finanziert 
werden können. In der Statistik sind auch die Ausbildungsplätze 
nicht enthalten, die durch das Programm der Bundesregierung zur 
Förderung von Ausbildungsplätzen in Kleinunternehmen zusätz- 
lich mobilisiert werden können. Die Richtlinien für dieses Pro- 
gramm wurden vom Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft am 13. Juni 1991 erlassen. Ferner haben in den Zahlen zum 
Teil die Ausbildungsplätze im öffentlichen Dienst und die von der 
Treuhand eingeleiteten Maßnahmen im Ausbildungsbereich noch 
keinen Niederschlag gefunden. Schließlich ist zu berücksichtigen, 
daß aller Erfahrung nach auch in den nächsten Wochen und 
Monaten den Arbeitsämtern noch weitere Ausbildungsplätze 
angeboten werden und daß wegen der den Ausbildungsbetrieben 
vorliegenden Initiativbewerbungen von Jugendlichen nicht alle 
Ausbüdungsstellen den Arbeitsämtern zur Vermittlung gemeldet 
werden. Die Perspektive ist also durchaus günstiger, als die stati- 
stische Momentaufnahme Ende Mai zeigt. 


3. Wie viele Handwerksbetriebe sind an der Lehrlingsausbildung be- 
teiligt und welche Berufe werden ausgebildet? 


Daten über die Anzahl der Handwerksbetriebe, die sich in den 
neuen Ländern an der Lehrhngsausbildung beteiligen, liegen- 
nicht vor. Nach Angaben des Zentralverbandes des Deutschen 
Handwerks gab es 1990 rund 110000 Handwerksbetriebe oder 
handwerksähnhche Betriebe in den neuen Bimdesländem; zum 
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31. Dezember 1990 wurden in den neuen Bundesländern rund 
32 000 Lehrlinge im Handwerk ausgebildet. Eine berufliche Diffe- 
renzierung der Handwerksausbildung wird erst gegen Ende 1991 
im Rahmen der Erhebung über die neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträge vorliegen. 


4. Welche Perspektiven bestehen für die 50 Prozent Jugendliche ohne 
Lehrstelle? 


Mit dem Ausbildungsplatzförderungsprogramm-Ost hat die Bun- 
desregierung Voraussetzungen geschaffen, daß jeder Jugend- 
liche, der dies wünscht, einen Ausbildungsplatz erhalten kann. 
Die Perspektiven der Jugendlichen für einen Übergang in die 
Berufsausbüdung sind in den neuen Bundesländern gut. 


5. Wie sieht die Perspektive der beruflichen Ausbildung junger Men- 
schen bis zum Jahr 2000 in Ost- und Westdeutschland aus? 


Die längerfristigen Perspektiven der beruflichen Ausbildung von 
Jugendlichen sind abhängig von demographischen Entwicklun- 
gen, dem Bildungsverhalten der Jugendlichen und von wirt- 
schaftsstruktureilen und technologischen Entwicklungen. Der 
begonnene Emeuerungsprozeß in den neuen Ländern läßt erwar- 
ten, daß sich die ostdeutsche Wirtschaftsstruktur an die Struktur in 
den westlichen Ländern mittelfristig zunehmend anpassen wird. 
Damit dürften sich auch die Ausbüdungsstrukturen zwischen Ost 
und West weitgehend angleichen. Auch das Büdungsverhaiten 
wird sich annähern. Der in den neuen Ländern zu beobachtende 
Trend zur gymnasialen Oberstufe, der innerhalb eines Jahres 
nahezu westdeutsche Übergangsquoten erreichte, zeigt, daß eine 
Angleichung im Büdungsverhaiten voraussichtlich rasch erfolgen 
wird. 

Auch wenn die Vorausschau zukünftiger Entwicklungen erheb- 
liche Unsicherheiten birgt, bedeuten die Trends im Büdungsver- 
haiten, daß nach Überwindung der wirtschaftlichen Schwierigkei- 
ten in den neuen Ländern ähnhche Nachwuchsprobleme auftre- 
ten können wie bereits jetzt in den alten Bundesländern. 

Im Vordergrund des wirtschaftsstrukturellen Wandels stehen die 
Entwicklungen zu einem höheren Anteü an Beschäftigten in den 
Tätigkeitsbereichen der Unternehmens- und produktionsbezoge- 
nen sowie der personenbezogenen und kundennahen Dienstlei- 
stungen. Der Anteü der Beschäftigten in der unmittelbaren Pro- 
duktion wird dagegen abnehmen. Moderne Informations-, Kom- 
munikations- und Produktionstechniken werden diesen Prozeß 
unterstützen und beschleunigen. 

Entsprechend dieser Entwicklung werden sich Inhalte, Tätigkeits- 
strukturen und Organisation beruflicher Arbeit verändern und 
damit auch die Entwicklung der beruflichen Ausbüdung be- 
stimmen. 
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Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung befaßt sich mit dem Thema des beruflichen 
Wandels imd der Beschäftigungsperspektiven beruflich Qualifi- 
zierter und wird 1992 hierüber einen Bericht vorlegen. 
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